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Geleitwort des Herausgebers

Die gesetzlich vorgeschriebene Prüfung des Jahresabschlusses durch ex-
terne, unabhängige Sachverständige (Wirtschaftsprüfer) soll sicherstellen,
dass Jahresabschlüsse prüfungspflichtiger Gesellschaften mit den gesetzli-
chen Vorgaben über die Rechnungslegung und sie ergänzende Bestim-
mungen des Gesellschaftsvertrages oder der Satzung in Einklang stehen
(§ 317 Abs. 1 Satz 2 HGB). Die Prüfung des Jahresabschlusses und des
Lageberichts selbständiger Kapitalgesellschaften (§ 316 Abs. 1 Satz 1
HGB) und prüfungspflichtiger Personengesellschaften im Sinne des
§ 264a Abs. 1 HGB sowie des Konzernabschlusses und des Konzern-
lageberichts (§ 316 Abs. 2 Satz 1 HGB) durch einen Abschlussprüfer er-
füllt Kontroll-, Informations- und Beglaubigungsfunktionen. Die Ab-
schlussprüfung und ihr Substrat, die Rechnungslegung, sowie die Publizi-
tät geprüfter Abschlüsse sind darüber hinaus wesentliche Voraussetzungen
für das Funktionieren von Kapitalmärkten, auf denen unter anderem die
Güter Eigen- und Fremdkapital gehandelt werden und die ein wichtiger
Baustein des Marktes für die externe Unternehmens(leiter)kontrolle von
Unternehmen (corporate governance) sind, die den Kapitalmarkt in An-
spruch nehmen (market for corporate control). Wegen der weltweit stei-
genden Nachfrage nach Eigen- und Fremdkapital ist die Sicherung der
Qualität von Rechnungslegung, Abschlussprüfung und Publizität ein zent-
rales Anliegen nationaler, supranationaler und internationaler Regelgeber.

Die Frage, welche Rolle das zivile Haftungsrecht bezüglich der Siche-
rung einer verlässlichen Rechnungslegung, Abschlussprüfung und Publizi-
tät übernehmen kann bzw. sollte, ist bislang eher am Rande behandelt
worden. Theoretisch ist klar, dass ohne gesetzliche oder sonstige Regelun-
gen für die Verantwortlichkeit der Rechnungslegungs- und Publizitäts-
pflichtigen sowie des gesetzlichen Abschlussprüfers die Gefahr besteht,
dass die Kapitalmärkte durch unwahre oder unvollständige Informationen
zum Nachteil der Marktteilnehmer und der Volkswirtschaft insgesamt ir-
regeführt werden. Wie die Verantwortlichkeit des Abschlussprüfers recht-
lich im Einzelnen ausgestaltet sein sollte, wird weltweit aber nach wie vor
unterschiedlich beurteilt. Besonders kontrovers ist die Haftung des gesetz-
lichen Abschlussprüfers gegenüber Dritten (dazu zählen u.a. gegenwärtige
und frühere Gesellschafter, Kapitalanleger, Unternehmenserwerber, Kre-
ditgeber, Lieferanten, Insolvenzgläubiger, Arbeitnehmer und nicht zuletzt
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der Staat), die – ohne Partei des Prüfungsvertrages zwischen dem Prüfer
und der prüfungspflichtigen Gesellschaft zu sein – im Vertrauen auf die
Angaben in einem testierten Jahresabschluss eine vermögenswirksame
Entscheidung getroffen und auf Grund der Fehlerhaftigkeit oder Unvoll-
ständigkeit dieser Angaben einen Vermögensschaden erlitten haben. In-
folge der Globalisierung der Wirtschaft und der Liberalisierung der Kapi-
tal- und Zahlungsverkehrsfreiheit, der Niederlassungsfreiheit und der Per-
sonenfreizügigkeit sowie der Freiheit des Waren- und Dienstleistungsver-
kehrs nimmt die Zahl der grenzüberschreitenden Fälle, in denen Dritte
derartige Vermögensschäden erleiden, international immer mehr zu. Das
wirft die Frage nach der Ermittlung des anzuwendenden Rechts auf. Eben
dieser Frage widmet sich die vorliegende Dissertation.

Der Verfasser führt zunächst in die kollisionsrechtliche Problemstellung
ein und entfaltet die Einzelheiten der Europäisierung des Internationalen
Privatrechts der vertraglichen (Rom I-VO) und außervertraglichen Schuld-
verhältnisse (Rom II-VO) sowie der zahlreichen Haftungstatbestände
»zwischen Vertrag und Deliktsrecht« an, wie die vorvertragliche Haftung
(culpa in contrahendo), die Vertrauenshaftung und die sog. Berufs- oder
Expertenhaftung. Sorgfältig arbeitet er die schwierigen Qualifikationsfra-
gen heraus, aber auch die zum Teil grundlegenden Änderungen der kolli-
sionsrechtlichen Lage vor allem im Hinblick auf das europäische Interna-
tionale Deliktsrecht infolge der Rom II-VO sowie die Bedeutung des Ge-
sellschaftsstatuts für die untersuchten Gegenstände. Der Leser spürt, dass
ihm in der Arbeit gewichtige dogmatische Fragestellungen und Lösungen
präsentiert werden. Das wissenschaftliche Erkenntnisziel des Verfassers
wird klar formuliert: Ziel der vorliegenden Untersuchung ist, »eine tragfä-
hige Lösung für die aufgezeigten Problemfelder im Internationalen Privat-
recht der Abschlussprüferhaftung zu entwickeln«. Mit der Untersuchung
der Haftung des Abschlussprüfers im Internationalen Privatrecht will der
Verfasser einen »Beitrag zur Weiterentwicklung des noch jungen europäi-
schen Kollisionsrechts« leisten und »die Vorhersehbarkeit des auf die Prü-
ferhaftung anwendbaren Rechts« erhöhen. Dieses Ziel hat der Verfasser
mit seiner vorliegenden Arbeit klar erreicht.

Die Zeit war reif für eine monographische Aufarbeitung des Themas, da
die Fälle in der gerichtlichen und versicherungsrechtlichen Praxis in den
letzten Jahren an Bedeutung stark zugenommen haben, es in Deutschland
dazu aber noch keine gefestigte Rechtsprechung gibt und die einschlägige
Literatur überwiegend aus der Zeit vor Inkrafttreten der Rom I-VO und
der Rom II-VO stammt. Der Verfasser bietet ausgewogene und plausible
kollisionsrechtliche Lösungen für die von ihm kreierten drei Fallgruppen
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der Haftung des Abschlussprüfers gegenüber Dritten an und bekommt
auch die internationalprivatrechtliche Behandlung der Haftung des Prüfers
gegenüber der geprüften Mandantin überzeugend in den Griff. Die Arbeit
wird den wissenschaftlichen Diskurs über die aufgeworfenen Fragen nach-
haltig befruchten und für die Praxis wegleitend sein.

Heidelberg/Küsnacht, im Februar 2018 Werner F. Ebke
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Einleitung

In sämtlichen Staaten mit entwickelten Kapitalmärkten ist die Prüfung des
Jahresabschlusses jedenfalls der kapitalmarktorientierten Gesellschaften
durch unabhängige, sachverständige Abschlussprüfer gesetzlich vorge-
schrieben.1 Die Abschlussprüfung soll gewährleisten, dass die gesetzli-
chen Vorschriften und sie ergänzende Bestimmungen des Gesellschafts-
vertrags oder der Satzung bei der Erstellung des Jahres- bzw. Konzernab-
schlusses beachtet werden (vgl. § 317 Abs. 1 S. 2 HGB). Die gesetzliche
Abschlussprüfung dient hiermit nicht nur den Kontroll-, Informations- und
Beglaubigungsinteressen der prüfungspflichtigen Gesellschaft und ihrer
Organe, sondern besitzt darüber hinaus eine erhebliche gesellschaftsüber-
greifende Bedeutung.2 Ein Interesse an der Prüfung der Rechnungslegung
kann sich beispielsweise für Kreditgeber, Lieferanten und Arbeitnehmer
der prüfungspflichtigen Gesellschaft, Anleger und Anlageinteressierte so-
wie bei entsprechender gesamtwirtschaftlicher Bedeutung der prüfungs-
pflichtigen Gesellschaft für die Volkswirtschaft und die Allgemeinheit
insgesamt ergeben.3 Indem der Jahresabschluss geprüft und das Ergebnis
der Prüfung veröffentlicht wird, stellt die Abschlussprüfung neben der
Rechnungslegung und Publizität der geprüften Abschlüsse eine tragende
Säule der externen corporate governance dar.4 Über das einzelne Unter-
nehmen hinaus wirkt sich die Abschlussprüfung positiv auf das Funktio-
nieren des Kapitalmarktes insgesamt aus, da verlässliche Informationen
über kapitalmarktorientierte Unternehmen für die Effizienz der Kapital-
märkte von hoher Bedeutung sind.5 Die Informationsasymmetrie zwischen
Unternehmen und Kapitalanlegern wird durch die Rechnungslegung, Pub-
lizität und Jahresabschlussprüfung reduziert und ineffiziente Mehrfach-

____________________

1 Ebke, ZVglRWiss 109 (2010), 397, 399.
2 Ebke, in: FS Hopt, 559, 561 ff.
3 Ebke, in: FS Hopt, 559, 562.
4 Ebke, ZVglRWiss 109 (2010), 397, 400; MünchKomm/Fehrenbacher, § 325

HGB, Rn. 6; Mattheus, in: Hdb. Corporate Governance, 563, 573 f.
5 Schattka, Europäisierung Abschlussprüferhaftung, S. 16 ff.; Staub/Habersack/

Schürnband, § 323 HGB, Rn. 1; Mattheus, in: Hdb. Corporate Governance,
563, 578 f.; Henne, Information und Corporate Governance, S. 267; Ebke, in:
FS Yamauchi, 105, 113 f.



Einleitung

26

produktionen derselben Information werden vermieden.6 Hierdurch sollen
im Ergebnis die Kapitalallokationseffizienz gestärkt und die Kapitalkosten
gesenkt werden.7 Mit der Prüfung der zu publizierenden Jahresabschlüsse
sollen die Abschlussprüfer dazu beitragen, dass aussagekräftige und ver-
lässliche Informationen der interessierten Öffentlichkeit zugänglich sind.8

Mit einem uneingeschränkten Bestätigungsvermerk beglaubigen die Ab-
schlussprüfer, dass die Prüfung zu keinen Einwendungen geführt hat und
der Abschluss den gesetzlichen Vorschriften entspricht sowie ein den tat-
sächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild vermittelt (vgl. § 322 Abs. 3
HGB). Hieran knüpft sich das Vertrauen des Rechtsverkehrs.9

Die zunehmende Liberalisierung und Globalisierung der Waren-,
Dienstleistungs- und Kapitalmärkte hat zur Folge, dass der Abschlussprü-
fung eine erhebliche internationale Bedeutung zukommt. Infolge der Libe-
ralisierung des Kapitalverkehrs und mithilfe moderner Informations- und
Kommunikationstechnologien können private und institutionelle Anleger
ihre Investitionen weltweit ohne Rücksicht auf nationale Grenzen tätigen,
sodass die Kapitalmobilität erheblich zunimmt.10 Gleichzeitig ist die inter-
nationale Betätigung zahlreicher Unternehmen Kennzeichen einer fort-
schreitenden Globalisierung der Wirtschaft. Die Internationalisierung der
Wirtschaft hat nahezu zwangsläufig dazu geführt, dass Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaften ebenfalls ein grenzüberschreitendes Dienstleistungs-
angebot entwickelt haben.11 Hierdurch wird ermöglicht, einen internatio-
nal tätigen Mandanten an allen Standorten optimal zu betreuen.12 Die In-
ternationalisierung der Wirtschaftsprüfung steht nicht nur für weltweit tä-
tige Wirtschaftsprüfungsgesellschaften, sondern zugleich für eine Verein-
heitlichung der Rechnungslegungs- und Prüfungsgrundsätze sowie der Be-

____________________

6 Ebke, in: FS Hopt, 559, 569; Ebke, in: FS Yamauchi, 105, 108 u. 113.
7 Ebke, in: FS Hopt, 559, 569 f.; Ebke, in: FS Yamauchi, 105, 113 f.; Schattka,

Europäisierung Abschlussprüferhaftung, S. 17 f.
8 Baetge/Kirsch/Thiele/Hennrichs, § 323 HGB, Rn. 5; Schattka, Europäisierung

Abschlussprüferhaftung, S. 16 ff.
9 OLG Düsseldorf WM 1996, 1777, 1779; Ebke, in: FS Hopt, 559, 563.
10 Ebke, ZVglRWiss 109 (2010), 397, 397 f.
11 Ebke, Verantwortlichkeit, S. 52 f.; Lanfermann, in: FS Havermann, 373, 376

ff.; Lück/Bungartz/Henke, BB 2002, 1086, 1086 ff.; Quick, DBW 2000, 60, 60;
Immenga, Int. Kooperation, S. 52 ff.

12 Ausführlich zu den Strategien zur Bewältigung der Internationalisierung: Lan-
fermann, in: FS Havermann, 373, 381 ff.
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rufsqualifikationen und -standards der Wirtschaftsprüfung.13 Hervorzuhe-
ben sind hier die Internationalen Prüfungsstandards (International Stan-
dards on Auditing, ISA), die von dem International Auditing and As-
surance Standards Board (IAASB), eine Einrichtung der International Fe-
deration of Accountants (IFAC), aufgestellt werden und im Falle einer
Übernahme in europäisches Recht durch die Europäische Kommission für
die Mitgliedstaaten der EU verbindlich werden.14 In der EU wurden da-
rüber hinaus durch die Abschlussprüferrichtlinie vom 17.5.200615 sowie
die Verordnung vom 16.4.2014,16 die spezifische Anforderungen an die
Abschlussprüfung bei Unternehmen von öffentlichem Interesse enthält,
weite Teile des Abschlussprüfungsrechts harmonisiert.17

Trotz der weit fortgeschrittenen Internationalisierung der Wirtschafts-
prüfung sowie der Wirtschaft insgesamt richtet sich die Haftung des ge-
setzlichen Abschlussprüfers noch ausschließlich nach den nationalen Zi-
vilrechtsordnungen. Sogar innerhalb der EU weichen die Regelungen über
die Prüferhaftung stark voneinander ab;18 eine Harmonisierung der ein-

____________________

13 Lanfermann, in: FS Havermann, 373, 375; Lück/Bungartz/Henke, BB 2002,
1086, 1088 ff.

14 Eine Übernahme der ISA in europäisches Recht ist bislang noch nicht erfolgt,
Staub/Habersack/Schürnbrand, § 317 HGB, Rn. 38; MünchKomm/Ebke,
§ 317 HGB, Rn. 40; Erchinger/Melcher, WPg 2008, 959, 961; Merkt, ZGR
2015, 215 ff.

15 Richtlinie 2006/43/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom
17.5.2006 über Abschlussprüfungen von Jahresabschlüssen und konsolidierten
Abschlüssen, ABl. EU 2006 Nr. L 157/87; zuletzt umfassend geändert durch
die Richtlinie 2014/56/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom
16.4.2014 zur Änderung der Richtlinie 2006/43/EG über Abschlussprüfungen
von Jahresabschlüssen und konsolidierten Abschlüssen, ABl. EU 2014 Nr. L
158/196.

16 Verordnung (EU) Nr. 537/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 16.4.2014 über spezifische Anforderungen an die Abschlussprüfung bei
Unternehmen von öffentlichem Interesse und zur Aufhebung des Beschlusses
2005/909/EG der Kommission, ABl. EU 2014 Nr. L 158/77, die gemäß Art. 44
ab dem 17.6.2016 gilt.

17 Die Harmonisierung erfasst insbesondere Bereiche wie die Zulassung und Re-
gistrierung von Abschlussprüfern, Berufsgrundsätze (insbesondere Regelungen
über die Unabhängigkeit, Unparteilichkeit sowie Verschwiegenheit), Bedin-
gungen für die Durchführung der Abschlussprüfung, den Inhalt des Bestäti-
gungsvermerks, Qualitätssicherungssysteme, die öffentliche Aufsicht sowie
Regelungen zur Bestellung und Abberufung von Abschlussprüfern.

18 Ebke, Verantwortlichkeit, S. 5 ff.; Ebke, in: FS Trinkner, 493 ff.; Ebke, ZVgl-
RWiss 100 (2001), 62 ff.; Wölber, Abschlussprüferhaftung, S. 49 ff.; Schattka,
Europäisierung Abschlussprüferhaftung, S. 45 ff.
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schlägigen Regelungen ist aufgrund der starken Verankerung in den natio-
nalen Haftungsrechtsordnungen auf absehbare Zeit nicht zu erwarten.19

Wegen der zahlreichen internationalen Bezüge gewinnt das Internationale
Privatrecht daher für Haftungsfälle eine zentrale Bedeutung. Bei zuneh-
menden grenzüberschreitenden Sachverhalten wird sich die Frage nach
dem anwendbaren Recht in Haftungsfällen in Zukunft immer häufiger
stellen.20 Die praktische Bedeutung der Haftung des gesetzlichen Ab-
schlussprüfers lässt sich dabei nicht nur daran ablesen, wie häufig Haf-
tungsfälle in der Rechtsprechung auftauchen; vielmehr gibt es eine Viel-
zahl an Haftungsfällen, die einer außergerichtlichen Einigung zugeführt
werden.21

A. Einführung in die Problemstellung

Das Internationale Privatrecht bestimmt das anzuwendende Recht bei
Sachverhalten mit einer Verbindung zu einem ausländischen Staat (vgl.
Art. 3 EGBGB). Durch die Rom I-Verordnung (Rom I-VO)22 und die
Rom II-Verordnung (Rom II-VO)23 wurden weite Teile des Internationa-
len Privatrechts der vertraglichen und außervertraglichen Schuldverhält-
nisse auf europäischer Ebene harmonisiert. Mit diesen Verordnungen be-
steht nunmehr eine europäische Rechtsgrundlage für die Bestimmung des
anzuwendenden Rechts bei grenzüberschreitenden außervertraglichen
Haftungsfällen, die nach dem 11.1.2009 eintreten (Art. 31, 32 Rom II-
VO),24 sowie bei Verträgen, die ab dem 17.12.2009 geschlossen werden
(Art. 28 Rom I-VO). Vor dem Hintergrund der national stark voneinander

____________________

19 MünchKomm/Ebke, § 323 HGB, Rn. 254.
20 Ebke, ZVglRWiss 109 (2010), 397, 402.
21 Schröder/Pritzen, WPK-Mitt. 4/2012, 60, 61; Pohl, WPK-Mitt. Sonderheft

April 1996, 2, 6; zur praktischen Bedeutung der Haftung bei internationalen
Sachverhalten: Ebke, WPK-Mitt. Sonderheft April 1996, 17, 17 ff.

22 Verordnung (EG) Nr. 593/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 17.6.2008 über das auf vertragliche Schuldverhältnisse anzuwendende
Recht (Rom I), ABl. EU 2008 Nr. L 177/6.

23 Verordnung (EG) Nr. 864/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates
vom 11.7.2007 über das auf außervertragliche Schuldverhältnisse anzuwen-
dende Recht („Rom II“), ABl. EU 2007 Nr. L 199/40.

24 Für ein einheitliches Verständnis von Geltung und Inkrafttreten: EuGH Urteil
v. 17.11.2011 – Rs. C-412/10 Deo Antoine Homawoo/GMF Assurances SA,
NJW 2012, 441; Rauscher/Jakob/Picht, Art. 31, 32 Rom II-VO, Rn. 5.
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abweichenden dogmatischen Einordnung und inhaltlichen Ausgestaltung
der Haftung des Abschlussprüfers war dessen kollisionsrechtliche Behand-
lung bereits vor Inkrafttreten der europäischen Verordnungen mit erhebli-
chen Schwierigkeiten behaftet.25 Die Problematik der Qualifikation der
Abschlussprüferhaftung wird durch die europäischen Rechtsakte nicht ent-
schärft.26 Im Verhältnis zu der geprüften Gesellschaft ist die Abgrenzung
zwischen Vertrags- und Gesellschaftsstatut und die Bedeutung einer nati-
onalen gesetzlichen Haftungsbeschränkung in grenzüberschreitenden Fäl-
len nach wie vor ungeklärt. Bei der Haftung des Prüfers gegenüber Dritten
kommt entsprechend den materiellrechtlichen Einordnungsmöglichkeiten
sowohl eine vertrags- als auch eine deliktsrechtliche Qualifikation in Be-
tracht. Die kollisionsrechtliche Beurteilung der vielfältigen juristischen
Konstruktionen, die zur materiellrechtlichen Bewältigung der sog. Exper-
tenhaftung entwickelt wurden, ist weitgehend ungeklärt.27 Die Dritthaf-
tung des Abschlussprüfers steht »zwischen« Vertrag und Delikt.28 Auf in-
ternationalprivatrechtlicher Ebene erlangt die dogmatische Einordnung der
Abschlussprüferhaftung eine zentrale Bedeutung für den Ausgang von
Rechtsstreitigkeiten, da hiervon abhängt, nach welcher Kollisionsnorm die
anzuwendende Rechtsordnung zu bestimmen ist. Durch die Europäisie-
rung des Kollisionsrechts kommt nun hinzu, dass es einer einheitlichen eu-
ropäischen Auslegung der zentralen Systembegriffe »Gesellschaftsrecht«,
»vertragliche Schuldverhältnisse« sowie »außervertragliche Schuldver-
hältnisse« im Internationalen Privatrecht bedarf. Von besonderem Interes-
se ist in diesem Zusammenhang, dass der europäische Gesetzgeber mit der
Regelung in Art. 12 Rom II-VO für Schuldverhältnisse aus Verhandlun-
gen vor Abschluss eines Vertrages eine eigene Kollisionsnorm geschaffen
hat und die außervertragliche Qualifikation der culpa in contrahendo vor-
gibt. Es stellt sich die Frage, inwieweit aus dieser Regelung Rückschlüsse
für die Einordnung anderer vertragsähnlicher Rechtsverhältnisse, wie ins-
besondere den Vertrag mit Schutzwirkung für Dritte, die Experten- oder
die Sachwalterhaftung, gezogen werden können. Diese Fragestellungen
betreffen nicht nur den besonderen Teil des Internationalen Privatrechts,
sondern führen zugleich zu Fragen des allgemeinen Teils. So muss die

____________________

25 Siehe hierzu: Ebke, Verantwortlichkeit, S. 54 ff.; Wölber, Abschlussprüferhaf-
tung, S. 166 ff.; Leicht, Qualifikation, S. 87 ff. und 174 ff.; Ebke, WPK-Mitt.
Sonderheft April 1996, 17, 32 ff.

26 Ebke, ZVglRWiss 109 (2010), 397, 444.
27 Ebke, ZVglRWiss 109 (2010), 397, 433.
28 Ebke, ZVglRWiss 109 (2010), 397, 433; Heppe, WM 2003, 753, 758.
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Methode der Qualifikation, die in Deutschland bereits auf nationaler Ebe-
ne Gegenstand vieler Arbeiten gewesen ist29 und als eines der umstrittens-
ten Probleme des IPR gilt,30 nunmehr auf europäischer Ebene für sämtli-
che Mitgliedstaaten einheitlich bestimmt werden.31

Durch die Rom II-VO ergeben sich im Vergleich zu dem bisherigen
deutschen Internationalen Deliktsrecht zudem in Bezug auf den maßgebli-
chen Anknüpfungspunkt deutliche Veränderungen. Auf Grundlage des
Ubiquitätsprinzips in Art. 40 Abs. 1 EGBGB, das seit Inkrafttreten der
Rom II-Verordnung nur noch einen schmalen Anwendungsbereich hat
(vgl. die Bereichsausnahmen in Art. 1 Abs. 2 lit. f, g Rom II-VO), kam es
auf den Handlungsort an, sofern der Geschädigte nicht von seinem Be-
stimmungsrecht zugunsten des Erfolgsortes Gebrauch machte. Nach der
Grundanknüpfung in Art. 4 Abs. 1 Rom II-VO ist nunmehr ausschließlich
der Ort des Schadenseintritts maßgeblich. Dem Handlungsort kommt im
Internationalen Deliktsrecht der Rom II-VO keine vergleichbare Bedeu-
tung mehr zu. Indem die Ausweichklausel in Art. 4 Abs. 3 Rom II-VO im
Vergleich zu Art. 41 EGBGB deutlich restriktiver gefasst ist, ist die Be-
deutung der Grundanknüpfung zugunsten einer größeren Rechtssicherheit,
aber auf Kosten von größerer Flexibilität im Einzelfall sogar noch gestie-
gen. Während der Ort, an dem der Schaden eintritt, bei Rechtsgutsverlet-
zungen regelmäßig leicht zu bestimmen und sowohl für den Geschädigten
als auch für die Person, deren Haftung geltend gemacht wird, vorherseh-
bar ist, ist die Bestimmung des Ortes, an dem der Primärschaden eingetre-
ten ist, bei Vermögensdelikten mit erheblichen Schwierigkeiten behaftet.32

Der Begriff des Vermögens ist ein rechtliches abstractum, für das sich
kein realer Standort finden lässt.33 Hinzu kommt, dass die einzelnen Ver-
mögenswerte wie zum Beispiel Buchgeld eine hohe Beweglichkeit auf-
weisen und die territoriale Bindung bei zunehmender Kapitalverkehrsfrei-

____________________

29 Weber, Qualifikation, passim; Mistelis, Qualifikation, passim; Bernasconi,
Qualifikation, passim; Grundmann, Qualifikation, passim; Niederer, Quali-
fikation, passim; Neuner, Qualifikation, passim.

30 von Hoffmann/Thorn, IPR, S. 222; Looschelders, Die Anpassung, S. 139.
31 Vgl. hierzu: Nehne, Europ. IPR, S. 184 ff.; Heiss/Kaufmann-Mohi, in: Brau-

chen wir eine Rom 0-VO?, 184 ff.
32 Rauscher/Unberath/Cziupka, Art. 4 Rom II-VO, Rn. 40; von Hein, in: FS

Hopt, 371, 389; Staudinger/von Hoffmann, Art. 40 EGBGB, Rn. 282; von Bar,
Internationales Privatrecht II, S. 480 f., Rn. 663; Stoll, in: FS Ferid, 397, 412 f.

33 von Hein, Günstigkeitsprinzip im Int. Deliktsrecht, S. 343; von Hein, IPRax
2005, 17, 22.


